
Werktätigen und der Sicherheitsorgane unseres Staates 
sind diese Versuche zum Scheitern verurteilt. Bei den 
Angeklagten R. und H. handelt es sich um solche von 
den Werktätigen entlarvten Feinde. Die Hauptverhand­
lung hat folgenden Sachverhalt ergeben:

Anfang 1953 wurden in der Gemeinde D. Vorberei­
tungen zur Gründung einer LPG getroffen. Von feind­
lichen Elementen wurde unter der bäuerlichen Bevölke­
rung das Gerücht verbreitet, daß die LPG nur deshalb 
gegründet wurde, um die am Boden liegenden Wirt­
schaften einiger Großbauern zu „sanieren“ und daß die 
LPG bald wieder zur Auflösung kommen würde. Auf 
Grund dieser Gerüchteverbreitung entstand bei der 
Mehrzahl der werktätigen Bauern die Meinung, daß 
sie in der LPG nichts zu suchen hätten, weil sie bisher 
ihren Verpflichtungen gegenüber dem Staat nachgekom­
men waren. Die Angeklagten R. und H. gehörten zu 
diesem Kreis der Gerüchteverbreiter.

Der Angeklagte H. ist Miteigentümer einer 20,64 ha 
großen Landwirtschaft. Er setzte sich für die Gründung 
der LPG ein, weil er Rückstände in der Sollablieferung 
hatte und dem Staat sowie der BHG etwa 5000 DM 
schuldete, und er der Meinung war, mit Hilfe der LPG 
aus seinen Schwierigkeiten herauszukommen und sich 
darüber hinaus persönliche Vorteile verschaffen zu 
können. Zur Erreichung dieses Zieles bestimmte er den 
bei ihm seit 1946 beschäftigten Angeklagten R., der mit 
seiner Tochter verlobt war, gleichfalls der LPG beizu­
treten. Der Angeklagte R. war aus den gleichen Grün­
den wie H. dazu bereit. Seine Einstellung und die des 
Angeklagten H. drückte er gegenüber dem Zeugen V. 
unmittelbar nach der Gründung der LPG mit den 
Worten aus: „Wir haben die LPG nur gegründet, um 
unsere Wirtschaften über Wasser zu halten. In einem 
Jahr kommt sowieso alles anders“. Durch diese Äuße­
rung wird gleichzeitig bestätigt, daß H. und R. die 
Initiatoren zur Gründung einer LPG mit der von ihnen 
gewünschten Zielsetzung waren. Das wird noch durch 
folgende Tatsache erhärtet: Die Gründungsversamm- 
lumg, in der die Bildung einer LPG Typ I beschlossen 
wurde, fand am 11. März 1953 in den Räumen des 
Angeklagten H. statt. Zu dieser Versammlung wurde 
nur ein bestimmter Kreis unter Ausschluß der werktäti­
gen Bauern und Landarbeiter geladen, obwohl ins­
besondere die Notwendigkeit der Aufnahme von Land­
arbeitern entsprechend der wirtschaftlichen Struktur 
für alle Beteiligten offensichtlich war. Zum Vorsitzenden 
wurde in dieser Versammlung der Angeklagte R. und 
als sein Vertreter der Pächter Z. gewählt. Bereits nach 
der vorbereitenden Versammlung, die bei dem Bürger­
meister durchgeführt worden war, hatte H. dem R. an­
gedeutet, daß es besser wäre, wenn er den Vorsitz 
übernehmen würde, da er selbst mit Rücksicht auf 
seine frühere Zugehörigkeit zur NSDAP für diese Funk­
tion nicht in Frage käme.

Da die Wirtschaft des B. wegen ihres ganz besonders 
hervortretenden großbäuerlichen Charakters auf Ver­
anlassung des Rates des Kreises aus der LPG wieder 
herausgenommen werden mußte und damit auch Z. aus 
der LPG austrat, wurde als stellvertretender Vorsitzen­
der die Ehefrau des Angeklagten H. eingesetzt. Außer­
dem wurde der Angeklagte H. zum Vorsitzenden der 
Revisionskommission bestimmt. Nach der Aufnahme der 
Tochter des Angeklagten H. in die LPG übernahm 
diese die Funktion des Buchhalters. In dieser Besetzung 
der verantwortlichen Funktionen durch die Familie H. 
und den mit dieser Familie verbundenen R. zeigt sich 
die Zielstrebigkeit der beiden Angeklagten, sich durch 
die Einnahme von einflußreichen Stellungen in der LPG 
die Erfüllung ihrer Profitinteressen zu sichern. Unter 
Einwirkung des Rates des Kreises erfolgte dann später 
die Wahl des Zeugen F. zum stellvertretenden Vor­
sitzenden.

Kurze Zeit nach der Gründung wurde der LPG der 
Kreisbetrieb G. mit 60 ha und der devastierte Betrieb 
des Zeugen V. mit 20 ha zugewiesen. Da auf diesen 
Wirtschaften ein ausreichender Viehbestand vorhanden 
war, ergab sich die Notwendigkeit des Übergangs von 
Typ I zu Typ III. Dieser Übergang wurde in der Sitzung 
vom 9. April 1953 beschlossen.

Obwohl das Statut vorschreibt, daß jede Familie, die 
in die Genossenschaft eingetreten ist, nur bis zu

2 Kühen mit Kälbern und bis zu 2 Mutterschweinen 
mit Nachwuchs als persönliches Eigentum zur eigenen 
Nutzung halten darf, behielt der Angeklagte H. für sich 
und seine Familie 1 Kuh und 8 Schweine zurück. Außer­
dem übereignete H. unmittelbar vor dem Übergang zu 
Typ III dem R. eine Kuh, 6 Schweine und 2 Kälber. 
In dieser Maßnahme wird wiederum deutlich, daß die 
beiden Angeklagten von Anfang an darauf bedacht 
waren, sich durch eine über den Rahmen des Statuts 
hinausgehende Viehhaltung die Grundlage für persön­
liche Vorteile zu verschaffen. Zur Fütterung dieses 
Viehbestandes vergriffen sich die beiden Angeklagten 
an dem genossenschaftlichen Eigentum, indem sie 
Kraftfutter aus den Beständen der LPG entwendeten. 
Darüber hinaus eigneten sie sich auch laufend Grün­
futter aus den Beständen der LPG an. Da Eintragungen 
in das Viehbuch, zu dessen Führung die Buchhalterin 
H. verpflichtet und für dessen ordnungsmäßige Führung 
der Angeklagte R. als Vorsitzender verantwortlich war, 
so gut wie gar nicht erfolgten und dadurch ein Nach­
weis über den tatsächlichen Viehbestand nicht vorhan­
den war, machte der Angeklagte R. dem H. den Vor­
schlag, Mastschweine aus den Beständen der LPG in 
ihrem Namen als freie Spitzen zu liefern. Der Ange­
klagte H. beteiligte sich an der Auswahl des ersten 
Schweines für diese Zwecke und hatte auch nichts 
gegen die Einzahlungen auf sein Konto bei der BHG 
für die Lieferung von Schweinen auf freie Spitzen aus 
den Beständen der LPG einzuwenden. Auf diese Weise 
entzogen die beiden Angeklagten der LPG in einem hal­
ben Jahr 6 Schweine. Außerdem lieferten die Ange­
klagten aus ihrer individuellen Viehwirtschaft, die den 
durch das Statut gebotenen Rahmen überstieg, in den 
Jahren 1953/54 13 Schweine auf freie Spitzen und 
schlachteten für den eigenen Bedarf 6 oder 7 Schweine.

Unter Berücksichtigung des Umstandes, daß beide 
Angeklagten außer den Schweinen noch Kühe hielten, 
und zwar der Angeklagte R. zwei und der Angeklagte 
H. eine Kuh, liegt es auf der Hand, daß die Angeklag­
ten eine eigene ausreichende Futtergrundlage für ihr 
individuelles Vieh nicht hatten. Hieraus ergibt sich, 
daß von beiden Angeklagten mehr Futtermittel aus den 
Beständen der LPG entnommen worden sind, als diese 
bereit sind, zuzugeben.

Die Angeklagten waren auf Grund dieser Manipula­
tionen in der Lage, sich erhebliche Anschaffungen zu 
machen, beziehungsweise der Angeklagte H. neben 
größeren Renovierungen seines Wohnhauses, seine er­
heblichen Schulden abzudecken. Der Angeklagte R. ver­
fügte zur Zeit seiner Verhaftung, obwohl er bereits An­
schaffungen im Werte von 4000 bis 5000 DM gemacht 
hatte, über einen Barbetrag von 2000 DM, über ein 
Konto bei der BHG von 1500 DM und über ein Spar­
konto bei der Kreissparkasse in Höhe von 600 DM.

Die Angeklagten begnügten sich aber nicht nur mit 
diesen Machenschaften zu ihrer persönlichen Bereiche­
rung, sondern waren auch darauf bedacht, daß die von 
H. eingebrachten Ackerflächen besser als die übrigen 
Flächen der LPG gedüngt wurden. Dies war so offen­
sichtlich, daß es selbst von den außenstehenden Bauern 
wahrgenommen wurde und geschah deshalb, um bei 
einer eventuellen Auflösung der LPG, wovon die An­
geklagten überzeugt waren, den Acker des H. in gut be­
stellter Form zurückzuerhalten.

Entsprechend der Einstellung des Angeklagten R., 
daß sich die LPG sowieso nicht würde halten können, 
hatte er auch kein Interesse an einer ordnungsmäßigen 
Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten und an der 
wirtschaftlichen Weiterentwicklung der LPG. So unter­
ließ er es, eine Betriebsordnung zu schaffen und führte 
auch keine Arbeitsbesprechungen mit den Brigadiers 
durch. Obwohl ihm wiederholt von den zuständigen 
Viehbrigadiers vorgetragen wurde, daß die Heran­
schaffung von Grünfutter durch die Feldbrigade unzu­
reichend war, unternahm er nichts, um diesen Mangel 
zu beseitigen. Dieser Zustand bestand insbesondere in 
der Zeit nach dem Ausscheiden des Zeugen Kl., eines 
ehemaligen Landarbeiters, mit seinen Angehörigen Ende 
1953 bis zum Eintritt des Zeugen Kr. mit seiner Familie 
in die LPG im Juni 1954. Der die LPG betreuende 
Tierarzt sagte hierzu aus, daß der Zustand des Viehs 
in dieser Zeit nicht gut war und Tierverendungen zum
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